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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. Über die 

aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren Mandanteninfor-

mationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten 

Sie gerne. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

1. Darf eine Buchhaltungsgesellschaft Hilfe in Steuersachen leisten? 

Selbstständige Buchhalter sind nicht zur Steuerberatung berechtigt. Deshalb ist auch eine 

Buchhaltungsgesellschaft, die Lohnsteueranmeldungen durchführt, nicht berechtigt, einen An-

trag auf Erlass eines Verspätungszuschlags zur Lohnsteueranmeldung zu stellen. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist ein selbstständiges Buchhaltungsbüro und führt Arbeiten nach § 6 Nr. 4 StBerG durch. 

Sie beantragte den Erlass eines Verspätungszuschlags für ihre Mandantin, die B-GmbH. Das Finanz-

amt ging davon aus, dass die Klägerin mit der Stellung des Erlassantrags unbefugt geschäftsmäßige 

Hilfe in Steuersachen leistete und wies sie als Bevollmächtigte der B-GmbH insoweit zurück. 

Entscheidung 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht entschied, dass das Finanzamt die Klägerin zu Recht 

bezüglich der Stellung eines Antrags auf Erlass eines Verspätungszuschlags zurückgewiesen hat. 

Soweit ein Bevollmächtigter geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen leiste, ohne dazu befugt zu sein, ist 

er mit Wirkung für alle anhängigen und künftigen Verwaltungsverfahren des Vollmachtgebers im Zu-

ständigkeitsbereich der Finanzbehörde zurückzuweisen. Ob jemand zur geschäftsmäßigen Hilfeleis-

tung in Steuersachen befugt ist, richtet sich nach dem StBerG. Danach darf die Hilfeleistung in Steuer-

sachen geschäftsmäßig nur von Personen und Vereinigungen ausgeübt werden, die hierzu befugt sei-

en. Das Verbot gilt nicht für das Buchen laufender Geschäftsvorfälle, die laufende Lohnabrechnung 

und das Fertigen der Lohnsteueranmeldungen. 

Vorliegend hatte die Klägerin auch einen Antrag auf Erlass des Verspätungszuschlags zur Lohnsteu-

eranmeldung gestellt. Aus § 6 Abs. 4 StBerG lässt sich diese Befugnis jedoch nicht ableiten. Ein Erlas-

santrag stellt auf sachliche oder persönliche Billigkeitsgründe ab, die die Klägerin im Rahmen ihrer 

Buchführungstätigkeiten für die B-GmbH nicht ohne Weiteres abschätzen kann. Dies soll im Interesse 

der Allgemeinheit und der Steuerpflichtigen anderen Personen als einem ausgebildeten steuerlichen 

Berater nicht überlassen werden. 

 

2. Schadensersatzklagen nach der Datenschutzgrundverordnung: Welches Gericht ist zuständig? 

Wer gegen das Finanzamt auf Schadensersatz wegen Verstößen gegen die Datenschutzgrund-

verordnung klagen möchte, muss sich an die Zivilgerichte wenden. Die Finanzgerichte sind in-

soweit nicht zuständig. 
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Hintergrund 

Der Kläger machte vor dem Finanzgericht Schadensersatz geltend, da seiner Ansicht nach die Finanz-

verwaltung bei einer Betriebsprüfung gegen ihre Pflichten im Zusammenhang mit der Datenverarbei-

tung verstoßen hatte. Das Finanzgericht wies den Kläger darauf hin, dass es möglicherweise nicht zu-

ständig ist, weil es sich um einen Amtshaftungsanspruch handele, der vor den Zivilgerichten geltend zu 

machen ist. Der Kläger hielt an seiner Auffassung fest, dass eine Zuständigkeit der Finanzgerichte be-

steht. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht verwies das Verfahren an das Landgericht. Die Zuständigkeit des Finanzgerichts ist 

gegeben, wenn eine Abgabenangelegenheit vorliegt. Mit der Klage macht der Kläger aber keine Abga-

benangelegenheit oder damit zusammenhängendes Begehren geltend, sondern er verlangt Scha-

densersatz aufgrund einer behaupteten rechtswidrigen Handlung des Finanzamts. Es wird damit ein 

Amtshaftungsanspruch geltend gemacht, für den eine Zuständigkeit der Zivilgerichte besteht. Auch ist 

der Finanzrechtsweg nur für Klagen im Zusammenhang mit der Verarbeitung von Daten durch die Fi-

nanzbehörden eröffnet. Für Schadensersatzklagen gilt dies nicht. Auch die DSGVO und das Europa-

recht sehen keine Sonderzuständigkeit der Finanzgerichte vor. 

 

3. Vorsteuerabzug: Voraussetzung ist eine ordnungsgemäße Rechnung 

Bei mehreren Unternehmen einer Firmengruppe, die unter derselben Anschrift ansässig sind, 

muss in Eingangsrechnungen das Unternehmen genannt sein, das die jeweilige Leistung tat-

sächlich bezogen hat. Ist jeweils ein anderes Unternehmen der Firmengruppe als Leistungs-

empfänger bezeichnet, können diese Rechnungen nicht mit Rückwirkung berichtigt werden. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist eine GbR, an der in verschiedene Mitglieder der Familie A und die A GmbH & Co. 

OHG als Gesellschafter beteiligt waren. Die OHG betrieb eine Vorsorge- und Rehabilitationsklinik. Die 

Klägerin erzielte Umsätze aus Vermietung und Verpachtung von eigenen oder geleasten Grundstü-

cken, Gebäuden und Wohnungen. Dabei führte sie sowohl umsatzsteuerpflichtige als auch umsatz-

steuerfreie Leistungen aus. 

Das Finanzamt beanstandete Rechnungen, die an folgende Adressaten bzw. angebliche Leistungs-

empfänger ausgestellt worden waren: "Hotel C", "D Hotel-Betriebsgesellschaft", "Architekt E für Hotel 

C", "Gesundheitszentrum F zu Händen Herrn F", A GmbH & Co. KG zu Händen F und "F". Es erfolgten 

Vorsteuerkürzungen für die Jahre 2009 bis 2011. Im Jahr 2016 veranlasste die Klägerin die Berichti-

gung der überwiegenden Anzahl der vom Finanzamt beanstandeten Rechnungen hinsichtlich der Be-

zeichnung des Leistungsempfängers. Der Vorsteuerabzug für 2009 bis 2011 wurde dennoch verwei-

gert. 

Entscheidung 

Die Klage vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Das Finanzamt hat den Vorsteuerabzug sowohl 

aus den ursprünglichen Rechnungen als auch aus den berichtigten Rechnungen zu Recht abgelehnt. 

Die "Berichtigung" der beanstandeten Rechnungen hat keine Rückwirkung. 

Die Nennung des vollständigen Namens und der Adresse des Leistungsempfängers stellt eine funda-

mentale Angabe jeder Rechnung dar, sodass bei klaren Mängeln eine rückwirkende Berichtigung nicht 

in Betracht kommt. Der neueren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist zu entnehmen, dass dann 

nicht von berichtigungsfähigen Rechnungen auszugehen ist, wenn es diesen an der richtigen Bezeich-

nung des Leistungsempfängers fehlt, weil dann nämlich keine Rechnung vorliegt. 

Die Entscheidung steht auch nicht im Widerspruch zur Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, nach 

der er eine Rechnungsberichtigung bei einem fehlenden Rechtsformzusatz für zulässig erachtet hatte. 

Der vorliegende Fall ist damit nicht vergleichbar, weil hier unter derselben Adresse verschiedene Un-

ternehmen mit unterschiedlichen Firmennamen ansässig waren, die zudem teilweise steuerpflichtige 

und teilweise steuerfreie Umsätze ausführten. 

 


